
Nachschlagewerk? ja 
Amtliche Sammlung? nein

0^

HGB § 89 h

Stellt der Unternehmer die Erzeugung der Ware ein, für 
deren Absatz der Handelsvertreter tätig ist, so entfällt 
der Anspruch auf Ausgleich gemäß § 89 b Abs0 1 Nre 1 HGB, 
sofern der Unternehmer nicht willkürlich, sondern im 
Rahmen seiner kaufmännischen Entschließungsfreiheit auf 
Grund sachlicher wirtschaftlicher Erwägungen handelt„

OLG Frankfurt (Main)
BGH Urto v, 29« Juni 1959 - II ZR 99/58 - LG Frankfurt (Main)



II ZR 99/58

Verkündet 
am 29» Juni 1959
Hoffmeister, Justizangeotellter 
als Urkundsbeamter der 
Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstreit

der T^l^^-Werke Aktiengesellschaft, vertreten durch 
ihren Vorstand Senator h®c0 Fritz Hfl^,Rö istraße

Beklagte, Revisionsklägerin und Anschlußrevisionsbeklagte 
- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt Pro •"

Kläger, Revisionsbeklagten und Anschlußrevisionskläger, 
- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt Pr® ( ■ ■ H B  -

hat der II« Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 29» Juni 1959 unter Mitwirkung 
des Senatspräsidenten Pr® Nastelski und der Bundesrichter 
Pr» Nörr, Pr® Haager, liesecke und Hill

für Recht erkanntt

Auf die Revision der Beklagten und die Anschiuß- 
revision des Klägers wird das Urteil des 5®‘Zivilse­
nats des Oberlandesgerichts in Frankfurt (Main) vom 
25® Februar 1958 aufgehoben»

gegen

den Handelsvertreter Günter

Auf die Berufung des Klägers wird unter Zurück­
weisung der Berufung im übrigen das Urteil des Land-



gerichts - 2, Kammer für Handelssachen - in Frank­
furt (Main) vom 1, Februar 1957 dahin abgeänderts

Hie Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 
8,547,74 HM nebst 5 # Zinsen seit dem 1. Januar 1956 
zu zahlen.

Im übrigen wird die Klage abgewiesen.

Von den Kosten des ersten und zweiten Rechts­
zuges hat der Kläger 3/5, die Beklagte 2/5 zu tragen. 
Hie Kosten der Revisionsinstanz werden dem Kläger zu 
45/100, der Beklagten zu 55/100 auferlegt.
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Tatbestand s

Der Kläger ist von der Beklagten, die sich damals mit 
der Herstellung von Büromaschinen sowie von Fahrrädern und 
Mopeds befaßte, gemäß dem Vertrage vom 1. Juli 1954 von die­
sem Zeitpunkt an als Generalvertreter im Bezirk zum
Vertrieb von Fahrrädern und Mopeds bestellt worden» Die 
ersten drei Monate der Tätigkeit sollten als Probezeit gel­
ten» Nach deren Ablauf sollte der Vertrag von beiden Par­
teien zum Vierteljahresschluß mit sechswöchiger Frist gekün­
digt werden können»

In einem Zusatzverträge vom gleichen Tage vereinbarten 
die Parteien, daß der Kläger den von seinem Vorgänger im 
Bezirk Kfl^ verlangten Ausgleich gemäß § 89 b HGB zu tragen 
habe, falls dieser mit seiner Klage durchdringe» Im Hinblick 
auf diese Verpflichtung sollten von den Provisionen des 
Klägers für Fahrräder, die nach dem Hauptvertrag 6 bis 7 $ 
betrugen, 2 $, und von den durch feste Beträge bestimmten 
Provisionen für den Verkauf von Mopeds und Motorrädern ein 
Fünftel des Betrages bis auf weiteres von der Beklagten ein­
behalten und mit dem Ausgleichsanspruch des Vorgängers ver­
rechnet werden, sofern er zuerkannt werden würde» Sollte er 
abgewiesen werden, so waren die einbehaltenen Beträge dem 
Kläger zu vergüten»

Am 27» Dezember 1955 kündigte die Beklagte dem Kläger 
ebenso wie auch anderen Generalvertretern» Sie beabsichtigte 
gemäß einem Beschluß ihres Aufsichtsrats, ihre Zweiradpro­
duktion zum 31o März 1956 auslaufen zu lassen und nur noch 
Büromaschinen zu erzeugen» Dementsprechend hat sie am
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31o März 1956 die Herstellung von Zweirädern im wesentli­
chen eingestellt und nur noch vorhandenes Material und 
Restbestände verwertete

Die Beklagte hat von den vom Kläger verdienten Provi­
sionen 8o547j74 DM im Hinblick auf die noch nicht rechts­
kräftig erledigten Ausgleichsansprüche des Vorgängers ein- 
behalten0 Im Durchschnitt hat der Kläger monatlich 
2o089?20 DM an Provisionen verdient? von denen im Durch­
schnitt 1=662,15 DM monatlich ausgezahlt worden sind«

Der Kläger hält die Vereinbarung? daß er den Aus­
gleichsanspruch seines Vorgängers zu tragen habe? für un­
wirksam? weil sie gegen die guten Sitten sowie den Sinn 
und Zweck des § 89 b HOB verstoße<> Auch sei die Geschäfts­
grundlage für diese Abrede fortgefallen, weil beide Par­
teien von einer langfristigen Dauer des Vertrages ausge­
gangen .seieno Der Kläger hat daher die alsbaldige Auszah­
lung der von der Beklagten einbehaltenen Provisionsbeträge 
verlangt »

Der Kläger hat ferner einen Ausgleichsanspruch gemäß 
§ 89 b HGB in Höhe von 12»415,20 DM, der durchschnittlichen 
Provision für ein halbes Jahr? erhoben und geltend gemacht, 
daß er 217 Kunden in dem stark vernachlässigten Bezirk K ^ B  
mit Erfolg bearbeitet und 110 Kunden neu geworben habe« Die 
Beklagte habe die Produktion von Zweirädern auf Wunsch ihres 
amerikanischen Hauptaktionärs ohne wirtschaftlichen Zwang 
trotz fortbestehender Rentabilität wegen der Umstellung 
auf die alleinige Produktion von Büromaschinen aufgegeben» 
Sie ziehe auch Vorteile aus einem Lizenzvertrag mit der 
Pirma B O  & Co? die weiterhin M(D^O^-Räder,, vertreibe»



- 4 -

I

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen» Sie 
hält die Abwälzung des Ausgleichsanspruehs auf den Nachfol­
ger für zulässig und bestreitet, daß eine jahrelange Dauer 
der Vertretertätigkeit des Klägers auch von ihr zur Grund­
lage des Vertrages gemacht worden sei» Den Ausgleichsan­
spruch des Klägers hält sie für unbegründet, weil sie in­
folge der durch die ungünstige Preisentwicklung bei Zwei­
rädern erzwungene Stillegung dieses Produktionszweiges keine 
Vorteile mehr aus dem Kundenstamm des Klägers habe ziehen 
können» Die Firma R ^ ^  & Co, die nur eine geringe Lizenzge­
bühr für den Gebrauch der Marke zahle, habe den
Kundenstamm des Klägers nicht übernommen»

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen» Das Oberlan­
desgericht hat die Berufung hinsichtlich des Anspruchs auf 
Restprovision zurückgewiesen und einen Anspruch auf Ausgleich 
in Höhe von 7.000 DM unter Abweisung im übrigen zuerkannt»
Mit der Revision erstrebt die Beklagte die völlige Abweisung 
des Ausgleichsanspruchs» Die Anschlußrevision des Klägers 
verfolgt seinen Antrag auf Zahlung der Restprovision weiter 
und erstrebt hilfsweise die Verurteilung der Beklagten zur 
Zahlung weiterer 5.415,20 DM als Ausgleich für den Pall, daß 
der Anspruch auf Zahlung der Restprovision nicht für begrün­
det erachtet werden sollte» Die Parteien haben ferner bean­
tragt, das Rechtsmittel ihres Gegners zurückzuweisen»

Entscheidungsgründei 

I»_Zur Revision der Beklagten?

Das Berufungsgericht hat den Ausgleichsanspruch des 
Klägers gemäß § 89 b HGB in Höhe von 7.000 DM für begründet
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erachteto Zwar habe die Beklagte aus der an sich erfolg­
reichen Tätigkeit des Klägers keinen erheblichen Vorteil 
erhalten» weil die Zweiradproduktion zugleich mit dem Aus­
scheiden des Klägers eingestellt worden sei» Durch die 
Stillegung des Betriebes könne aber der sonst gegebene 
Ausgleichsanspruch nur dann fortfallen» wenn ein wirt­
schaftlicher Zwang für die Einstellung bestanden habe.
Daran fehle es hier, weil das Zweiradgeschäft nicht unren­
tabel gewesen sei*

Die Revision wendet sich in erster Linie gegen die 
Rechtsauffassung des Berufungsgerichts» der auch der Senat 
nicht beizutreten vermag.

Das Berufungsgericht hat festgestellt» daß die Be­
klagte seit dem 1» April 1956 keine erheblichen Vorteile 
mehr aus der Geschäftsverbindung mit den neuen Kunden hat» 
die der Kläger geworben hatte. An die Firma R ^ P  & Co, ist 
nicht die Produktion der T^HP^-Räder und der Kundenstamm 
des Klägers überlassen worden» ihr ist vielmehr nur die Be­
fugnis gewährt worden, von ihr hergestellte Räder mit der 
Marke " T P I H ^ 1 zu vertreiben. Die Voraussetzung des § 89 b 
Abs, 1 Nr, 1 HGB für den Ausgleichsanspruch entfällt mit­
hin, Der Beklagten könnte es verwehrt sein, sich hierauf 
zu berufen, wenn sie gegen Treu und Glauben oder gegen die 
ihr obliegende Pflicht zur Rücksichtnahme auf die Interes­
sen des Handelsvertreters verstieße. Das ist jedoch nicht 
der Pall,

Der erkennende Senat hat bereits im Urteil vom 12, De­
zember 1957 (BGHZ 26» 161, 164) im Anschluß an die frühere 
Rechtsprechung ausgeführt» daß der Handelsvertreter grund-
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sätzlich auf die Geschäftsführung des Unternehmers keinen 
Einfluß nehmen kann«, Die kaufmännische Entschließungsfrei­
heit steht grundsätzlich allein dem Unternehmer zu«, Diesen 
treffen allerdings gewisse Pflichten zur Rücksichtnahme auf 
schutswürdige Belange des Handelsvertreters, der Aufwendun­
gen von Zeit und Geld in der Erwartung entsprechenden Ver­
dienstes macht«, Der allgemeine Rechtsgrundsatz, daß der 
Unternehmer nicht willkürlich, ohne irgendeinen vertretba­
ren Grund hei seinen geschäftlichen Dispositionen den Inter­
essen des Handelsvertreters zuwiderhandeln darf, muß auch 
bei der Beurteilung der Frage herangezogen werden, wie eine 
Geschäftsstillegung auf den Ausgleichsanspruch wirkt«, Ebenso 
wie der Unternehmer während des Vertragsverhältnisses nicht 
dem Handelsvertreter den Erfolg seiner Arbeit durch uner­
wartete geschäftliche Dispositionen verkürzen darf, kann er 
den Ausgleichsanspruch dadurch beeinträchtigen, daß er die 
sich ihm bietenden Vorteile aus der Geschäftsverbindung mit 
den vom Handelsvertreter geworbenen Kunden ohne genügenden 
Grund nicht ausnutzt«, Durch den Ausgleich soll dem Handels­
vertreter nach der Rechtsprechung des Senats (BGHZ 24, 214, 
222) eine weitere Vergütung verschafft werden für den infolge 
der Beendigung des Vertragsverhältnisses nicht mehr vergüte­
ten Vorteil, der in der Schaffung des Kundenstammes liegt. 
Ferner ist zu berücksichtigen, daß dieser Vergütungsanspruch 
sowohl in seiner Entstehung als auch in der Bemessung weit­
gehend durch Gesichtspunkte der Billigkeit beeinflußt wird 
(BGH VersR 1957, 294)<> Nimmt der Unternehmer die im Kunden­
stamm des Handelsvertreters liegenden Verdienstmöglichkeiten 
nicht wahr, weil er die Herstellung der vom Handelsvertreter 
vertriebenen Ware aufgibt, so wird er sich in der Regel dar­
auf, daß er keine erheblichen Vorteile aus dem Kundenstamm 
habe, dann nicht berufen können, wenn seine Maßnahme nicht



aus sachlichen Gründen getroffen worden ist. Wird die Ferti­
gung aufgegeben, weil sie unrentabel geworden ist, so ent­
fällt der Ausgleichsanspruch, weil der Unternehmer nicht 
gehalten sein kann, nur wegen der Verdienstmöglichkeiten 
des Handelsvertreters mit Verlust weiter zu produzieren»
Aber auch dann, wenn der Unternehmer bei seiner Beurteilung 
der Marktaussichten auf Grund der Entwicklung der Konjunktur 
zu dem Ergebnis gelangt, eine Umstellung der noch rentablen 
Produktion sei erforderlich, um späteren Verlusten vorzu­
beugen, kann seine Maßnahme nicht unter dem Gesichtspunkt 
mangelnder Rücksichtnahme auf die Interessen des Handels­
vertreters mißbilligt werden» Die Beklagte hat sich wegen 
des Rückganges des Bedarfs an Zweirädern dazu entschlossen, 
ihre gesamte Fertigung auf Büromaschinen umzustellen» Die 
Entwicklung der Marktlage hat allgemein die Hersteller von 
Fahrrädern betroffen und zu der Betriebsstillegung geführt. 
Die Beklagte hat frühzeitig die ungünstige Entwicklung vor­
ausgesehen und sich hierauf eingestellt» Sie hat aus sach­
lich gerechtfertigtem Anlaß im Rahmen ihrer kaufmännischen 
Entschiießungsfreiheit gehandelt. Dem Unternehmer muß es 
überlassen bleiben, den Zeitpunkt zu bestimmen, in dem er 
wegen ungünstiger werdender Absatzverhältnisse die Produk­
tion aufgibt. Er ist nicht genötigt, wegen der Interessen 
des Handelsvertreters zu warten, bis tatsächlich Verluste 
eintreten» Dem Berufungsgericht ist also nicht zu folgen, 
wenn es annimmt, daß nur ein wirtschaftlicher Zwang zur 
Stillegung, insbesondere das Fehlen jeglicher Nachfrage, 
dem Ausgleichsanspruch entgegenstehe. Beruht die Maßnahme 
auf vernünftigen wirtschaftlichen Erwägungen, so handelt 
der Unternehmer nicht vertragswidrig» Der Handelsvertreter 
muß die Folgen einer Verschlechterung der Absatzverhältnisse 
und die damit im Zusammenhang stehenden Dispositionen des
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Unternehmers grundsätzlich hinnehmen (vgl» Urte des Senats 
vom 28o Februar 1958 - II ZR 20/57 -)« Der Unternehmer kann 
sich daher in einem ‘solchen Falle auch gegenüber dem Aus­
gleichsanspruch darauf berufen, daß er infolge einer ihm 
freistehenden Entschließung keine Vorteile mehr aus der 
Geschäftsverbindung mit *den vom Handelsvertreter geworbenen 
Kunden habe«. Von einer willkürlichen Vereitlung dieses An- . 
spruchs, der den Handelsvertreter an den beim Unternehmer 
tatsächlich verbleibenden Vorteilen angemessen beteiligen 
will, kann hier keine Rede sein»

Die Revision der Beklagten erweist sich hiernach als 
begründet«, Die Klage auf Zahlung des Ausgleichs nach § 89 b 
HGB ist unter Aufhebung des angefochtenen Urteils abzuweisen

IIo Zur Anschlußrevision des Klägers?

Das Berufungsgericht erachtet den Anspruch des Klägers 
auf Auszahlung der von der Beklagten einbehaltenen Provi­
sionsbeträge als zur Zeit unbegründet, weil die Abrede, der 
Kläger solle den Ausgleich tragen, den die Beklagte an sei­
nen Vorgänger gemäß § 89 b HGB zahlen müsse, wirksam und 
über den Ausgleichsanspruch des Vorgängers noch nicht rechts 
kräftig entschieden worden sei«. Die Anschlußrevision hält 
ein solches Abkommen nach §§ 87, 89 b HGB für unzulässig 
und auch für sittenwidrige In jedem Falle sei hier die Ge- 
schäftsgrundlage entfallen, weil die Parteien von einer lang 
dauernden Geschäftsverbindung ausgegangen seien» Die Rüge 
ist im Ergebnis begründete

Ob der Unternehmer beim Wechsel des Vertreters den Aus­
gleich des aus'scheidenden Vertreters auf dessen Nachfolger



im Wege der Vereinbarung abwälzen kann, braucht nicht 
entschieden zu werden. Ebenso kann auf sich beruhen, ob 
im vorliegenden Pall die Abrede durch die Kürzung der an 
sich für angemessen erachteten Provision um ein Fünftel 
bis ein Drittel'bis zur Abdeckung des Ausgleichsanspruchs 
des Vorgängers bei jederzeitiger Kündbarkeit des Vertrages 
die wirtschaftlich schwächere Lage des Klägers unter Ver­
stoß gegen § 138 BGB ausnutzt.

Die Beklagte kann sich auf die Abrede, der Kläger habe 
'.Lden • Ausgleichsanspruch seines Vorgängers zu.tragen, 
nach § 242 BGB nicht berufen. Daß der Kläger, wie das Be­
rufungsgericht zu seinen Gunsten unterstellt, bei dieser 
Abrede in der Erwartung gehandelt hat, es werde zu einer 
langdauernden Geschäftsverbindung mit der Beklagten kommen, 
und daß auch die Beklagte hiervon ausgegangen ist, kann 
nach dem vorgetragenen Sachverhalt nicht wohl in Zweifel ge­
zogen werden. Die vom Berufungsgericht verneinte Frage, ob 
mit der unerwartet frühzeitigen Kündigung des Vertreterver­
hältnisses unter diesen Umständen die Geschäftsgrundlage 
der Abrede weggefallen ist, kann dahingestellt bleiben. Die 
Beklagte hat die Zweiradproduktion eingestellt und das Ver­
tragsverhältnis im Hinblick hierauf bereits nach 13/4 Jah­
ren gekündigt. Sie hat damit dem Kläger die Möglichkeit ge­
nommen, den vom Vorgänger geschaffenen Kundenstamm weiter 
auszunutzen und ihrerseits auf die weiteren Geschäftsbezie­
hungen zu den vom Kläger geworbenen Kunden verzichtet, um 
ihre Produktion rechtzeitig vor dem Eintritt von Verlusten ■ 
im Fahrradgeschäft umstellen zu können. Sie braucht dem 
Kläger, wie ausgeführt, keinen Ausgleich zu zahlen. Damit 
ist eine Sachlage eingetreten, die die Berufung der Beklag­
ten auf die Abrede, selbst wenn eine länger dauernde Ge- •
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schäftsverbindung nicht Geschäftsgrundlage geworden ist, 
als mit Treu und Glauben nicht vereinbar erscheinen läßt» 
Der Kläger ist nicht nur hinsichtlich der Erwartung ent­
täuscht worden, daß es zu einer solchen Geschäftsverbindung 
kommen werde, die ihm die Abfindung seines Vorgängers er­
leichtert hätte, er muß es auch hinnehmen, daß sein eige­
ner Ausgleichsanspruch, mit dem er rechnen durfte, infolge 
von Maßnahmen entfallen ist, die allein im Interesse der 
Beklagten lagen» Die Beklagte dagegen wäre, wenn sie sich 
auf die Abrede berufen könnte, von jeder Ausgleichspflicht 
befreit, ohne daß eine sachliche Berechtigung hierfür er­
findlich wäre» Daß ein solches, offenbar unbilliges Ergeb­
nis dem Sinn und Zweck zuwiderläuft, den die Parteien ver­
ständigerweise mit der Abrede verbunden haben können, liegt 
auf der Hand» Treu und Glauben verbieten es unter diesen 
Umständen, den Kläger an der Abrede festzuhalten» Ein ande­
res könnte nur dann gelten, wenn anzunehmen wäre, daß die 
Parteien die eingetretene Entwicklung in Betracht gezogen 
hätten und auch für diesen Pall die Abrede hätten treffen 
wollen» Dafür fehlt es jedoch an jeglichen Anhaltspunkten»

Auf die Anschlußrevision des Klägers war daher das 
angefochtene Urteil aufzuheben, soweit es den Anspruch auf 
die einbehaltenen Provisionsanteile abweist» Der Klage war



insoweit stattzugeben
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Die Entscheidung über die kosten beruht auf §§92?
97 ZPO»

Dr»lTastelski . Dr0Nörr Dr»Haager Liesecke Bundesrichter
Hill ist' beur­
laubt und daher 
an der Unterzeicl 
nung verhindert» '

Dr» Nastelski 1
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